Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 4. Marienwerder, den 23. Januar | 867. 


Das 67ſte, 68ſte und 69 ſte Stück der Geſetzſammlung pro 1866 enthält unter: 


Nro. 6484. das Geſetz, betreffend die Ermäßigung und Aufhebung des Gerichtskoſten⸗Zuſchlages, vom 
22. Dezember 1866; 

Nro. 6485. das Geſetz, betreffend die Feſiſtellung des Staate haushalle⸗Etats fär das Jahr 1867, vom 

Nr 22. Dezember 1866; 

b. 6486. das Geſetz wegen Aufhebung der Rheinſchiffabrts⸗Abgaben, vom 24. Dezember 1866: 

Nro. 6487. den Allerhöchſten Erlaß vom 24. Dezember 1866, betreffend die Aufhebung der Schiffahrts⸗ 
Abgaben, welche jür Rechnung des Kurfürſtenthums Heſſen auf dem Maine und für Rech⸗ 
nung des Herzogtbums Naſſau auf dem Rheine und Maine blsher erhoben worden find; 

Nro. 6488. das Geſetz, betreffend die Vereirigang der Herzogthümer Holſtein und Schleswig mit der 

Nro. 6489 das Geſeh beireffenb die Bere gung Biegen. 20 iſch d G 

ro. . ba B, 5 ; ayeriſcher un roßherzogli 1 Pr 
bietstheile mit der Preußiſchen Monarchie, vom 24. Dezember 1866, moglich Heſſiſcher Ge 

Nro, 6490. das Privllegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligatlonen der Stadt Mühl⸗ 
heim am Rhein im Betrage vor. 160,000 Talern, vom 12. November 1866; 

Nro. 6491. den Allerhöchſten Erlaß vom 26. November 1866 nebſt Tarif, nach welchem das Brückgeld 
und die Durchlaßabgabe bei der Schiffbrücke über die Nogat bei Marienburg zu erheben iſt; 

Nro, 6492. die Verordnung I., betreffend die Ausdehnung des $ 88. des Königlich Hannoverſchen Ge⸗ 
ſetzes vom 14. Dezember 1864 über das Pfandrecht und die Befriedigung der Gläubiger im 

a Konkurſe auf die in den vormals Kurheſſiſchen Landestheilen nach Kurheſſiſchen Geſetzen bes 
f ſtellten Hypotheken, vom 12. Dezember 1866; 

Nro. 6493, die Verordnung II., beireffend die Ausdehnung der 88. 92. und 93. des Kögiglich Hannover⸗ 
ſchen Geſetzes vom 14. Dezember 1864 üser das Pfandrecht und die Befriedigung der Glän⸗ 
bitzer im Konkurſe auf die in der Ortſchaft Wachtum und deren Gema kung nach der Herzog⸗ 
ig Den ER: Hypothelen- Orbnung vom 11. Oktober 1814 beſtellten Hypotheken, vom 

Dezember 6; 

Neo. 6394. den Kllerhähften Erlaß vom 19. Dezember 1866, betreffend die Vereinigung des Poſtweſens 
in dem ehemaligen Königreiche Haunever mit dem in den alten Preußiſchen Landestbeiſen; 

Nro. 6495. den Allerhöchſten Erlaß vom 19. Dezember 1866, betreffend die Vereinigung des Poſtweſens 
in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein mit d m in den alten Preußiſchen Landestheilen; 

Nro. 6496. die Verordnung, betr. die Einführung des Wahlgeſezes für den Reichstag des Nor ddeutſchen 
Bundes vom 15. Oktober 1866 in den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866 der Preußt⸗ 
ſchen Monarchie einverteihten Herzogthüwern Holſtein und Schleswig, vom 28. Dezbr. 1866; 

Nro. 6497. die Verordnung, betreffend die Einführung des Wablgeſetzes für den Reichttag des Nord⸗ 
deuſchen Bundes vom 15. Oktober 1866, in den ehemals Bayeriſchen und Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheilen, welche durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866 der Preußiſchen 
Monarchie einverleibt worden find, vom 28. Dezember 1865. 


Feſtes Zuſammenhalten bei den Wahlen! 
landes nit Wahlen zum Keichetage des Rortbeutfchen undes haben een in allen Rreifen unfere dean, 
(enden ding Tebpafte Bewegung hervorgerufen; überall en Ad Die Patteien zu bem eo ich dür an 
chen möglichſt viele der Wähler an ſich heranzuziehen. Jedermann fühlt, daß es ſich hier um die 
Ausgegeben in Marienwerder den 24. Januar 1867, 


—— — — . 


wichtigſte Entſcheidung für Preußen und ganz Deutſchland handelt, um die Erfüllung ves alten Sehnens 
und Hoffens aller Patrioten. 

Unfer König hat mit thatkräftiger und weiſer Pelitik die langerſehnte Erfüllung angebahnt; das ge⸗ 
ſammte Volk aber ſoll nunmehr bekunden, ob es den König auf feinem Wege kräftig unterſtützen und da⸗ 
durch Deutſchlands Einheit gründen helfen will oder ob es den Gegnern der Regierung zu folgen gedenkt, 
die unter dem Vorwande, Höheres und Beſſeres zu erreichen, das ſchon Erreichte unwiederbringlich auf's 
Spiel ſetzen und preisgeben würden. 

„Alle, die aufrichtig mit Hand anlegen wollen, um in Gemeinſchaft mit dem Könige die Früchte 
„der blutigen Saat des letztes Jahres bergen zu helfen, dürfen jetzt bei den Vorbereitungen zu den Wah⸗ 
„len vor Allem nicht ſäumen, ſich zur rechten Zelt unter einander zu vereinigen und zu verſtändigen; 
„denn jedes Schwanken, jede Spaltung oder Zerſplitterung würde der gemelnſamen guten Sache ſchwe⸗ 
„ren Schaden bringen.“ 

Bei den Wahlen, wie ſie diesmal ſtattfinden, kommt es weit mehr noch, als bei der bisherigen Art 
und Weiſe des Wählens darauf an, daß ſich Alle, die dein Könige fein ſchweres Werk erleichtern wollen, 
ſich bei Zeiten zuſammenfinden und mit rechter Hingebung und Gewiſſenhaftigkeit eine Einigung er ſtreben; 
denn bei den allgemeinen und unmittelbaren Wahlen iſt es au und für ſich viel ſchwerer, eine Einigung 
in's Werk zu ſetzen. a 

Bei den bisherigen Wahlen hatten die Urwähler in jedem kleinen Bezirk nur einen oder einige 
Wahlmänner aus ihrer eigenen Mitte zu erwählen, denen ſodann die eigentliche Wahl des Abgeordneten 
überlaſſen war. Da brauchten fi denn die Urwähler nur unter ſich am Orte, höchftens noch mit elni- 
gen Nachbargemeinden darüber zu verſtändigen, welchen unter ihren Mitwählern fie zu Wahlmännern 
machen wollten. 

„Die Wahlmänner, einige Hundert an der Zahl, verſammelten ſich ſodann kurz vor der Wahl am 
Wahlorte und beriethen ſich über die zu wählende Perſönlichkeit. Meiſt konnten dle zur Wahl vorgeſchla⸗ 
genen Männer, wenn ſie nicht ſchon durch allgemeinen Ruf bekannt waren, ſich den Wahlmännern ſelbſt 
vorſtellen und ihre Anfichten in einer Wahlrede darlegen, und fo war die Erwägung und Entſchließung 
gewöhnlich ziemlich einfach und leicht. 

Wenn aber bei der erſten Abſtimmung die Stimmen der Gleichgeſinnten auf verſchledene Perſonen 
auseinandergingen, fo konnten fie ſich doch für die unmittelbar darauf ſtattfindende zweite Abſtimmung 
gleich an Ort und Stelle weiter verſtändigen, um ihre Stimmen nunmehr auf einen ihrer Gefinnungs- 
genoſſen zu vereinigen. 

So war denn bei der bisherigen Art des Wählens die Gefahr der Zerſplitterung unter Gleichge⸗ 
able nicht fo entſcheidend, wenigſteus bei Weitem fo groß nicht, wie bei den jetzigen unmittelbaren 

ahlen. 


„Jetzt hängt der ganze Erfolg von der vorherigen, rechtzeitigen Verſtändigung ab.“ 

Statt daß ſich fonft einige Hundert Urwähler, die nahe bei einander wohnen, rur über einen Wahl⸗ 
mann aus ihrer Mitte zu vereinigen brauchten, ſollen jetzt etwa „zwanzigtauſend Wähler, die über zwei 
oder drei landräthliche Kreiſe vertheilt wohnen, unmittelbar und gradezu die Wahl des Abgeordneten 
ſelbft vornehmen.“ Jene große Zahl muß, um die Wahl ausüben zu können, in 50 oder mehr kleinere 
Wahlbezirke vertheilt werden, — aber die Stimmen aus allen dieſen Bezirken ſollen ſich gleich auf die⸗ 
jenigen Männer richten, welche von den Wählern zu Abgeordneten für den ganzen großen Wahlkreis er⸗ 
koren werden ſollen. a 5 

Wie ſchwer iſt es nun, daß die Tauſende von gleichgefinnten Wählern, die durch viele Meilen von 
einander getrennt find, ſich überall auf einen und denſelben Namen für ihre Abſtimmung vereinigen, 

Die rechtzeitige Verſtändigung ift aber um fo dringender nöthig, weil eine Spaltung und Zerſplit⸗ 
terung beim erſten Stimmgeben nicht ſo leicht wieder gut zu machen iſt, wie bei den bisherigen Wahlen, 
wo in ſolchem Falle alsbald eine zwelte Abftimmung ftattfaud. 

Bei dem fetzigen Wahlverfahren kann man im einzelnen kleineren Wahlbezirk gar nicht gleich wiſſen, 
ob einer der zur Wahl Vorgeſchlagenen (Wahlkaudidaten) wirklich die Mehrbeit der Stimmen erlangt 
hat; denn er muß ja die Mehrheit der Stimmen aus dem ganzen großen Wahlkreiſe, alſo aus allen 50 
oder 60 kleinen Wahlbezirken zuſammen für ſich haben. Es muß deshalb zunächſt aus allen dieſen ein 
zelnen Bezirken an den Wahl⸗Kommiſſarius im Hauptwahlort gemeldet werden, wie viele Stimmen auf 
die verſchiedenen Kandidaten gefallen find, und erſt am vierten Tage werden dort im Mittelpunkte die 
Stimmen zuſammengezählt, welche jeder der Kandidaten in allen Bezirken zuſammen bekommen hat Be⸗ 
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trägt die Zahl fär einen derſelben die abſolute Mehrheit (die größere Hälfte aller überhaupt abgegebenen 
Stimmen), fo gilt er ſogleich als gewählter Abgeordneter und muß ſich über die Annahme der Wahl bin- 
nen 8 Tagen erklären. 

Wenn aber bei ber erfter Stimmzählung keiner der Wahlkandidaten die Mehrhelt aller Stimmen 
für ſich hat, ſo muß nach 14 Tagen in allen einzelnen kleinen Wahlbezirken nochmals abgeſtimmt werden. 

Man ſieht hieraus wie wichtig es iſt, daß vie Gleichgeſinnten alle ihre Stimmen von vorn herein 
auf denſelben Namen richten, um den Sieg zu erringen. 

Um ein Beiſpiel anzuführen: wenn unter 20,000 Wählern 11,000 jiub, die mit der Regierung des 
Königs gehen wollen, und 9000, die den Oppoſitionsleuten folgen, fo haben jene, Falls fie alle ihre 
Stimmen gleich einem und demſelben Manne geben, ohne Weiteres den Sieg. Wenn die 11,000 aber 
ſich über den zu wählenden Mann ihrer Geſinnung nicht einigen können, und 6000 von ihnen für einen, 
5000 für einen andern Mann von derſelben Denkwelſe und Partei ftimmen, die 9000 Gegner aber ſtehen 
feſt zuſammen, fo erlaugt Keiner die abſolute Mehrheit (die größere Hälfte von 20,000, alſo 1 mehr 
als 10,000). Es muß dann in 14 Tagen noch einmal abgeſtimmt werden; ein Theil der Wähler iſt 
dann ſchon läſſig geworden, von den 20,000 bleiben vielleicht 3 bis 4000 fort, und die Geguer, die von 
Haufe aus in der Minderheit waren, erlangen mit ihren 9000 die Mehrheit. 
lch Es kommt aber noch etwas Anderes bazu, um die Zerſplitterung bei der erſten Wahl noch gefähr⸗ 

er zu machen. 

Bei der zweiten (engeren) Wahl dürfen nämlich blos diejenigen bei den Wahlkandidaten in Betracht 
kommen, welche bei der erſten Wahl die meiſten Stimmen erhalten haben. 

In Folge dieſer Beſtimmung „kann es leicht kommen, daß diejenige Partei, welche von vorn 
„herein elgentlich die Mehrheit der Stimmen hatte, durch eine Zerſplitterung ihrer Stimmen bei der 
„erſten Wahl in die Unmöglichkeit kemmt, bei der zweiten Abſtimmung überhaupt noch für irgend einen 
„ihrer Kandidaten zu ſti men. 7 

Um bei obigem Beispiele zu bleiben: wenn jene 11,000 gleichgeſinute Wähler, ſtatt durch Elnigkeit 
alsbald den Sieg für ihre Sache zu gewinnen, ſich auf drei Namen zerſplittern, ſo daß der eine ihrer 
Kandidaten etwa 4000, der zweite und der dritte jener 3500 Stimmen erhalten, die Gegner aber mit 
ihren 9000 Stimmen ſich nur auf zwei Namen vertheilen, von denen jeder 4500 Stimmen erhält, — 
„10 kommen bei der engeren Wahl nur dieſe beiden Kandidaten der Gegner in Betracht,“ weil ſie für 
ſich allein mehr Stimmen hatten, als jeder einzelne von jenen dreien; — „dann iſt die Mehrheit der 
11,000 im voraus ſchon befiegt, blos weil fie ſich nicht geeinigt hat;“ von ihren Leuten darf dann 
bei ber zweiten Wahl gar nicht mehr die Rede fein, auch wenn ſich jezt alle 11,000 gern auf einen Na⸗ 
men vereinigen möchten. 

Darum iſt es bei dieſen Wahlen von der allergrößten Wichtigkeit, daß die Gefinnungsgenisfen von 
vorn herein feft entſchloſſen ſeien, unbedingt zuſammenzuhalten und in geſchloſſener Einigkeit zur Wahl zu 
gehen. „Mehr als je kommt es darauf an, daß diejenigen, welche daſſelbe Ziel verfolgen, ſich über ge⸗ 

„meinſames Handeln verſtändigen und daß der Einzelne feinen Willen den Beſchlüſſen der Gemelnſchaft, 
„mit der er in der Hauptſache gleichen Sinnes iſt, unterordne.“ 

Den treuen Anhängern des Königs und ſeiner Regierung kann es nicht zu ſchwer werden, jetzt in 
der Sache ſelbft einig zu fein; denn das gemeinſame Ziel ift vom Könige ſelbſt mit fo fefter Hand und 
in ſo klaren Zügen hingeſtellt, daß es für jeden wirklichen Patrioten nur die Aufgabe geben kaun, unter 
der Führung der bewährten Räthe des Königs dieſes Ziel erreichen zu helfen. 0 

Um fo gewiſſenhaſter werden aber Alle, die hierzu Willens find, von vorn herein ihr Bemühen 
darauf richten müſſen, daß ſolches Streben durch feſte Einigkeit bei den Wahlen zur Geltung gelange. 

In jedem Kreiſe müſſen Männer von Eiaſicht und von Anſehen zuſammentreten, um ſich über 
eine beſtimmte Perſon als Wahlkandidat für die Königliche Sache zu vereinigen. 
Bei dieſen Vorbeſprechungen wird die Einigung oft ſchwer ſein; denn es werden vielfach Männer von 
gleicher Würde und von gleicher Tüchtigkeit theils aus dem Keeiſe ſelbſt, theils von außerhalb in Vor⸗ 
ſchlag kommen. Aber in ſolchem Falle muß jede perſonliche Vortiebe, jeder perſönliche, wenn auch berech⸗ 
* rgeiz der Hingebung für die gemeinſame Sache weichen und das ganze Streben nur darauf ge⸗ 
richle, ſein, einen einigen Beſchluß zu Stande zu bringen. Wer bel der Vorbeſprechung feine Meinung 
und ſeinen Willen nicht durchſetzen kann, darf ſich weder ven der gemeinſamen Sache abwenden, noch 
feine eigenen Wege für dieſelben gehen wollen: der Patriotismus erfordert in ſolchem Falle unbedingte 
Gelbſtverlengnung und volle Hingebung. Die einzelnen Wähler aber, die den König unterflügen wollen, 


müſſen ſich bei Zeiten an Männer des Vertrauens wenden, von denen fie wiſſen, daß fie treu uud feft 
zum Throne halten, um ven ihnen zu erfahren, wer der Wahlkandidat für die Königliche Sache Äft. 

Es werden ſich freilich diesmal alle Parteien mehr oder weniger den Schein zu geben ſuchen, als 
wollten fie das deutſche Werk des Königs fördern, darum mögen ſich die Wähler vorſehen, daß fie nicht 
falſchen Vorſpiegelungen verfallen, ſondern ſich „an glaubwürdiger und zunerläffiger Stelle verſichern, ouf 

„welchen Namen ſich die Wähler, die es mit der Unterſtützung des Königs ernſt meinen, verſtändigt 
„haben. An tiefem Namen aber müſſen fie ohne Schwanken feſthalten, gleiezviel ob ihnen ein an⸗ 
„derer Candidat und Name mehr zuſagte.“ 

„Nur durch feſte Einigkeit iſt der Sieg zu erringen, — mögen denn die Anhänger unſers Kö⸗ 
„nigs in feſtgeſchloſſenen Reihen Seiner Fahne folgen!“ 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Provinzlal⸗Behörden. 


1) Mit Bezug auf meine Bekanntmachung vom 13. Januar 1864, betreffend das Statut der 
Provinzial⸗Heil⸗ und Pflege⸗Anſtalt zu Schwetz, bringe ich zur öffentlichen Keuntniß, daß ich in Folge der 
Beförderung des Landrarhs Wegner in Schwetz zum Ober⸗Reglernngs⸗Rath, den Regierungs⸗ und Ober⸗ 
Präſidial⸗Rath Schmidt mit den Funktionen des Königlichen Commiſſarlus gemäß 8. 3. des Anſtalts⸗ 
Statuts betraut habe. Königsberg, den 14. Jannar 1867. 

Der Ober- Präſident der Provinz Preußen, Wirkliche Geheime Rath. 


Eichmann. 
2) Nachſtehende 
Bekanntmachung, 


betrifft die Anerkennunz der Invaliden zu den ae durch das Geſetz vom 6. Juli 1865 zugefigerten 
enfionen. 

Unter Bezugnahme auf das in der Geſetz Sammlung unter Nro. 32. Seite 777 Jahrgang 1865 
veröffentlichte Geſetz über die Verſorgung der Militair⸗Invaliden vom Oberfeuerwerker, Feldwebel und 
Wachtmeiſter abwärts, bringt das Kriegs⸗Miniſlerium hierdurch noch folgende Beſtimmungen zur öffent⸗ 
lichen Kenntuiß, welche der ſorgfältigen Beachtung aller dabei betheiligten Perſonen dringend empfohlen 
werden: 

1. Den cus den Kriegen von 1806 bis 1815 herſtammenden anerkannten Invaliden, welche 
bisher die Penſion 1. Klaſſe ihrer Charge mit reſp. 8 Rthlr. (Feldwebel ꝛc.), 6 Rihlr. (Sergeanten), 
5 Rthlr. (Unteroffiziere), 3 Rihlr. 15 fgr. (Gemeine) bezogen haben, ſteht vom 1. Auguft d. J. ab die 
tur das Geſetz vom 6. Juli 1865 neimkte höhere Penſion von reſp. 10 Rthlr. (Feldwebel), 8 Rihlr. 
(Sergeanteu), 7 Nthlr. (Unteroffizieren) und 6 Riblr. (Gemeinen) zu. — Den betreffenden Invaliden 
wird dieſe Peaſton ohne ihr Zuthun anzewieſen werden. Nur wenn der Eine oder Andere von ihnen 
hierbel ſrthümlich übergangen fein ſollte, fo daß er am 1. Oktober d. J. die erforderliche Berückſichtigung 
noch nicht gefunden bätte, würde derſelbe ſich an das Laudwehr⸗Bataillons⸗Kommando, in deſſen Bezirk 
fein Wohnort liegt, zu wenden haben. — Eingaben dieſerhalb, welche an andere Behörden 
als die oben gengunten gelangen, können nicht berückſichtigt werden. 

2. Den aus den kriegeriſchen Ereigniffen der Jahre 1848 und 1849 herſtammenden Invaliden 
ſteht vom 1. Auguft d. J. ab, ftatt der nach den älteren geſetzlichen Beſtimmungen bezogenen geringeren 
Penſton, die durch das Geſetz vom 6. Juli 1865 normirte höhere Penfion, je nach ihrer Charge und 
nach der Penſtons⸗Klaſſe zu, für welche ſie bisher anerkannt waren. * 

Die Juvaliden dieſer Kategorie haben ſich ungeſäumt ſchriftlich oder mündlich 
unter Vorlegung der in ihren Händen befindlichen Militair⸗Papiere und ihres Quit⸗ 
tungs⸗Buches bei dem Landwehr⸗Bataillons⸗ Kommandeur, in deſſen Bezirk ihr Wohr⸗ 
ort liegt, zu melden, damit das Erforderliche wegen Anweiſung der ihnen zuſtehenden Gebüuͤhrniſſe 
veranlaßt werden lann. Meldungen an einer anderen Stelle als der hier vorgeſchriebe⸗ 
nen, können nicht berückſichtigt werden. 

3. Den Invaliden des Däniſchen Krieges von 1864 ftehen ebenfalls ſtatt der bisher aach dem 
Geſetz vom 4. Juni 1851 ihnen gewährten Penſionen — vom 1. Auguſt d. J. ab die durch das Geſetz 
vom 6. Juli 1865 nermirten Penſtonen zu; dieſelben werden ihnen ohne ihr Zuthun angewieſen werden. 
Invalide, welche ſich hierbei übergangen glauben und am 13. Oktober d. J. noch nicht die ihnen nach 
dem neuen Geſetze zuſtehende höhere Penſion ſollten erhalten haben, haben ſich an den Landwehr⸗VBataillonscom⸗ 


mandeur, in deſſen Bezirk iar Wohnort liegt, zu wenden. Meldungen an einer anderen, als der 
hier vorgeſchriebenen Stelle, können nicht berüdfichtigt werden. 

4. Mit Ausnahme der vorſtehend zu 1. bis 3. angegebenen Verhältniſſe, hat das Geſetz vom 6. 
uli 1865 kelne rückwirkende Kraft. Alle Invalide, welche, ohne einen Krieg mitgemacht zu ha⸗ 
en, nach der älteren geſetzlichen Beftimmungen zu einer Penſion anerkaunt worden ſind, haben daher 

jetzt und künftig keinen Anſpruch auf dle Erhöhung ibrer Penſtenen und können hierauf gerichtete Anträge 
dleſer Kategorie von Invaliden keine Berückſichtigung finden. Nur Mejerigen unter ihnen, welche während 
des aktiven Mili tairdſenſtes an der kontagiöſen Augenkrankbeit gelitten haben, und welche durch eine Ver⸗ 
ſchlimmerung biefes Leidens in höherem Grade erwerbsunfähig find, als fie es bei ihrer früheren Aner⸗ 
kennung als Invalide waren, können, wenn ſie nicht etwa bereits die Blindenzulage beziehen, nach Ab⸗ 
ſchnitt II. des Eeſetzes vom 6. Juli 1865 zu den ihren Verhältniſſen entſprechenden Penſionen und Zu⸗ 
lagen anerkannt werden. 

Das Geſetz vom 10. März 1863 (Geſetz⸗Sammlung pro 1863 Nro. 7. Selte 103) iſt vielfach 
dahin nißverftanden worden, daß in demſelben allen Veteranen, welche an den Feldzügen von 1806 bis 
1815 Theil genommen baben, eine Penſion zugeſichert ſel. Dies ift nicht der Fall. Auf Invaliden⸗ 
Penſion haben nur diejenigen ehemaligen Solraten Aaſpruch, welche nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
als verſorgungsberechtigte Invalide anerkannt worden ſind. Das Geſetz vom 6. Juli 1865 hat hierin 
nichts geändert. Es können daher nach wie vor ehemalige Soldaten aus heimathlichen Verhältatſſen her 
nur daun als Invalide anerkannt werden und zu einer Penſton gelangen: 

a. wenn ſie ſich im Beſige eines im Kriege erworbenen preußiſchen Militair⸗Ehrenzeichens befinden 
(Unter dieſen Ebrenzelchen ſind hier nur das eiferne Kreuz J. und 41. Klaſſe, das Militalr⸗Verdienſtkreuz 
und das Milttalr⸗Ehrenzeichen J. und II. Klaſſe zu verſtehen); 

h. wenn fie vor dem Feinde verwundet ſind, 

c. wenn fie während des aktiven Dieuſtes an der kontagisſen Augenkrankheit gelitten haben, 

d. wenn fie bei Ausübung des Dienftes beſchädigt worden ſind. Eine ſolche Beſchädigung kann ſedoch 
nachträglich zur Begründung des Anſpruches auf Anerkennung als Invalide nur geltend gemacht 
werden, wenn fie im Kriege erlitten worden iſt. 

Im Frieden erlütene Dienſtbeſchädigungen müſſen, wenn ſie einen Anſpruch auf Verſorgung als 
Invallde begründen ſollen, vor der Entlaſſung aus dem aktiven Dienſte feſtgeſtellt und innerhalb der Friſt 
von ſechs Monaten nach der Entlaſſung aus demſelben geltend gemacht werden. Berugnabmen auf angeb⸗ 
lich vor längerer Zeit im aktiven Dienſte während des Friedeus erlittene Beſchädigungen können daher 
nicht berüͤckfichtigt werben. 

6. Für diejenigen Veteranen der Feldzüge 1806 bis 1815, welche nach den geſetzlichen, vorſtehend 
in der Kürze angegebenen Beftlmmungen zu einer zuvaliden⸗Penſton nicht anerkannt werden können, be⸗ 
ſteht nach der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 11. Auguſt 1852 und dem Geſetze vom 10. März 1863 
der Veteranen⸗Unterſtützunge⸗Fond s. Dieſer Fouds wird nicht dem Kriegs⸗Miniſterium, ſondern vom 
Königlichen Miniſterium des Innern verwaltet. Eingaben, welche ſich auf die Gewährung von Uuter⸗ 
filtzunzen aus demſelben oder auf Beſchwerden wegen Zurückweisung bereits eingereichter Unterftützungs⸗ 
Geſuche dieſer Art beziehen, find nicht an dle Milita'r Behörden, ſondern an die zuſtändigen Eivilbehör⸗ 
den, d. h. an die Königlichen Landraths⸗Aemter, reſp. an die Könizlichen Regierungen und das Königs 
liche Miniſterium des Innern zu richten. 

7. Durch die Nichtbeachtung der über das Invaliden⸗Verſorgungs⸗Weſen beſtshenden geſetzlichen 
Beftimmungen iſt im Laufe der letzten Jahre den Militair⸗Bebörden eine Ueberlaſt meiſlens nuplofer 
Schreibereien aufgebürdet worden. Dem in dieſer Beziehung beſtandenen Mißbrauche kaun fernerhin nicht 
ftattgegeben werden. — Die in der Heimath lebenden ehemaligen Soldaten, ſewle diejenigen Perſonen, 
welche es Übernehmen, für dergleichen Soldaten, Behufs Erlangung von Invallden⸗Beneficien, Eingaben 
anzufertigen, haben daher die Beftimmungen des Geſetzes vom 6. Jul 1865, ſowle den gegenwärtigen 

rlaß genau zu beachten. Hierbet wird insbeſondere auch darauf aufmerkſam gemacht, daß alle Ein⸗ 
gaber dieſer Art zunächſt an das Landwehr⸗Bataillon, lu deſſen Bezirk der betref⸗ 
fende Invalide wohnt, zu richten find. Erft wenn hier der gewünſchte Erfolg nicht erreicht wor⸗ 
90 15 und der Antragsteller glaubt, aus fachlichen oder geſetzlichen Dründen bei dem ihm ertheilten 

eſcheide ſich nicht beruhigen zu können, fteht es ihm frei, ſich der Reihe nach an das dem Landwehr⸗ 
Bataillon vorgeſetzte Brigade⸗Kommando, ferner an das General⸗Kommando und zuletzt an das Kriegs⸗ 
Miniſterium zu wenden. Jeder Eingabe an eine höhere Inſtanz find dle von den Vorinſtanzen erhaltenen 
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Beſcheide in Urfchrift beizufügen. Antragfteller, welche den hier bezeichneten Inſtanzenweg nicht lunehal⸗ 
ten, werden es ſich ſelbſt beizumeſſen haben, wenn ihnen entweder ein Beſcheid gar nicht ertheilt wird, 
oder ihre Eingaben ihnen lediglich unter Bereifung auf den gegenwärtigen Erlaß zurückgegeben werden. 

Die Eingaben der Antragſteller, ſowie der Beſcheide der Militair⸗ Behörden in Invaliden⸗Sachen 
find portsfrei. Die Eingaben müſſen jedoch zu dieſem Zweck mit der Bezeichnung „Invaliden⸗Verſorgungs⸗ 
Sache“ und mit dem Namen des Abſenders auf dem Couvert verſehen ſein. 

Die Portofteiheit kann denjenigen Invaliden nicht geftaitet werden, welche, nachdem fi? von allen 
Behörden ordnungsmäßig beſchieden worden ſind, ſich zu einer uabegründeten Foriſetzung ihrer Geſuche 
veranlaßt finden. Berlin, den 3. Auguſt 1865. 

Kriegs⸗Mintiſterium. 
In Vertret.: v. Glisezinski. 
wid hiermit wiederholt zur öffentlichen Kenntriß gebracht. 
Marienwerder, den 11. Jauuar 1867. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

3) Die unter dem 1. Juni 1831 erlaſſene Inſtructlon über das bei der Annäherung und dem 
Ausbruch der Cholera in den Königlich Preußiſchen Staaten zu beobachtende Verfahren enthirlt (8. 34.) 
die Beſtimmung, „daß auch die Schulen in dem Orte geſchloſſen werden ſollten, wo die Cholera wirk⸗ 
lich ausgebrochen iſt.“ Nachdem aber die Seuche nicht lange nach Erlaß dieſer Inſtruction die in Ge⸗ 
mäßheit derſelben ftreng cernirten Landestheile überſchritten hatte, lehrte die in den von ihr heimgeſuch⸗ 
ten Orten gewonnene Erfahrung bald, daß viele der vorgeſchriebenen Schutzmaßregeln, weil dieſelben ſich 
theils als unausführbar, theils als entſchieden un weckmäßig erwieſen, auf die Dauer nicht haltbar 
waren. 

Die Beſtimmung des vorgenannten §. 34, war eine der erſten, gegen welche erhebliche Remon⸗ 
ftrationen eingingen. Schon im Septemker 1831 gab der Bericht der Regierung zu Bromberg über 
die Folgen der dort angeordneten Schließung der Schulen vom 2. ejsd, Veranlaſſung, die Frage: 

„Droht der Schulbeſuch, vorausgeſetzt, daß dabei die nöthigen Vorſichtsmaßregeln zur Anwen⸗ 
„dung kommen, größere Gefahr In Hinſicht der Anſteckung, als der übrige Verkehr unter Men⸗ 
„ſchen und wird der gefürchteten Verſchleppung der Krankheit durch die Kinder mittels Schlie⸗ 
„zung der Schulen wirklich vorgebeugt?“ 
in nähere Erwägung zu ziehen. Da hierbei in Betracht kam, daß die Mehrzahl der Eltern nicht in der 
Lage ſei, ihre Kinder privatim unterrichten zu laſſen und fie unter ſteter Auſſicht zu halten. daß da⸗ 
her die Mehrzahl der Kinder ſich aulſichtslos in und außer dem Haufe umhertreiben und im unüber⸗ 
wachten Verkehr mit anderen Menſchen der Gefahr der Anſteckung ſich um fo leichter ausſetzen würden, 
daß dagegen die durch den Schulbeſuch beförderte Regelmäßigkeit des Lebens und Reinlichkeit des Kir- 
vers die Empfänglichkeit für die Krankheit eher zu vermindern, als zu erhöhen im Stande ſei, ſo war 
das Reſultat dieſer Erwägung, daß die Schließung der Schule nicht unbedingt zweckdienlich erſcheine. 
Damit indeſſen jeder durch den Schulbeſuch etwa zu befürchtenden Gefahr der Anſteckung vorgebeugt 
werde, wurde unter dem 22. September 1831 eine den $. 34. der vorgedachten Inſtruction modifici⸗ 
rende Circular⸗Verfügung erlaſſen, nach welcher der Schulzwang während herrſchender Cholera zwar 
aufgehoben, der Schulbeſuch aber unter beſtimmten Vorſichtsmaßregeln geitattet und die Schließung der 
Schulen nur von dem durch die äußerſte Noth gebotenen Beſchluß der Lokal⸗Behörden im Einderſtänd⸗ 
niſſe mit der Sanitäts⸗Commiſſien, arhängig gemacht werden ſollte. 

Der weſentliche Inhalt der in dieſer Verfügung enthaltenen Beſtimmungen fand feinen befinitt« 
ven Ausdruck in dem §. 11. der durch Allerhöchſte Cubinets⸗ Ordre v. 5. Febr. 1832 beſtätigten neuen 
Cholera⸗Inſtruktien bom 31. Januar 1832 und iſt demnächſt in derſelben Faſſung auch in das Regu⸗ 
lativ, betr ſſend die Maßregeln gegen die Verbreitung der anſteckenden Kran!heiten vom 3. Auguſt 1835 
aufgenommen worden, wo es in 8. 14. (Allgemeine Beſtimmungen über die Schulen) ausdrücklich heißt: 

e Hinſichtlich der Schulen ſollen zwar die gesetzlichen Beſtimmungen, die den Schulbeſuch befehlen, 
in keinem von einer anſteckenden Epidemie heimgeſuchten Orte zu ſtrenger Anwendung kommen, 
doch ſoll auch die gänzliche Schließung nicht ohne dringende Noth erfolgen, und nur 
von den Sanitäts⸗Commiſſionen beſonders darauf gewacht werden, daß in den Schulzimmeen 
ſtets eine reine Luft erhalten und Ueverfüllung vermieden werde. 

Nach dieſer auch für die ſanitätspolizeiliche Behandlung der Cholera maßgebenden Vorſchriften un⸗ 
terliegt es keinem Zweifel, daß N 

die neuerdings an verſchiedenen Orten von der Polizei⸗Verwaltung, der Cholera⸗Epidemie 


wegen, ohne Angabe beſonderer Gründe angeordnete Schließung ſämmtlicher Schulen 
1. eine geſetzlich nicht gerechtfertigte und ſchon deshalb nicht nothwendige Maßregel zu erachten 
t. 


Daß aber die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Schließung der Schulen auch abgeſehen hiervon 
in Abrede geſtellt werden muß, iſt zus den Motiven zum Etlaß der Cirkular⸗Verfügung vom 22. Sep⸗ 
tember 1831 ſowie des Regulativs vom 8. Auguſt 1835, deren Bedeutung durch ſpütere Erfahrungen 
nicht geſchmälert worden iſt, mit Sicherheit zu entnehmen. 4 — 

Die Schulen werden von Kindern, die an Cholera erkrankt find, ſelbſtredend nicht beſucht. Für 
die Annahme aber, daß die Uebertrazung der Cholera von geſunden Perſonen, ſelbſt wenn fie Cholera⸗ 
Kranken nahe geweſen ſind, auf andere Geſunde an einem dritten Orte erfolgen könne, fehlt es an je⸗ 
dem Anhalt. Es liegt auch dafür, daß eine Verbreitung der Cholera irgendwo durch den Schulbeſuch 
befördert worden ſei, kein Beiſpiel vor. Die Schullocale, welche während herrſchender Cholera vor: 
ſchriſtsmäßig beſonders gut gelüftet und rein gehalten werden ſollen, und welche dann, wegen unver⸗ 
meidlichen Ausbleibens vieler Kinder, an Ueberfüllung nicht leiden werden, ſind für die Kinder als 
Zufluchtsſtätten zu betrachten, in denen dieſelben wenigſlens während der Schulzeit vor der Gefahr der 
Anſteckung geſchützt bleiben. Die heilſame Wirkſamkeit des dauernden Schulbeſuchs erſtreckt ſich aber 
auch auf das häusliche Leben, indem die Schularbeiten eine regelmäßige Beſchäftigung geben, welche die 
Kinder in der Vornahme geſundheitsſchädlicher Handlungen beſchränkt. Die Gewöhnung der Jugend 
endlich an unweigerliche Erfüllung ihrer Pflichten, ſelbſt unter äußerlich erſchwerenden Umſtänden, darf 
als moraliſche Kräftigung für ihr ganzes Leben nicht hoch genug in Anſchlag gebracht werden. Der 
etwanigen Furchtſamkeit der Eltern aber iſt durch Aufhebung des Schulzwangs während der Chole- 
razeit genügend Rechnung getragen worden. \ 

Hiernach dürfte es ſelbſt ſchwer werden, die Verhältniſſe dringender Noth bezeichnen zu wollen, 
unter denen die Schließung ſämmtlicher Schulen wegen der Cholera-Epivemie ausnahmsweiſe ge⸗ 
ſtattet wäre. . 

Der Fall einer fo großartigen Calamität, daß der Ausbruch ver Cholera an einem Orte die 
Auflöſung aller geſetzlichen Bande zur Folge hätte, würde allerdings auch die Schließung der Schulen 
daſeleſt nöthig machen Es iſt dies aber ein Vorkommniß, welches wir ſeit 35 Jahren im Preußiſchen 
Staate glücklicher Weiſe nicht erlebt haben. Eher kaun es ſich ereignen, daß Schulen, die vorzugsweiſe 
von auswärtigen Kindern frequentirt werden, oder die auswärtige Kinder im Penſionat oder Alumnat 
haben, ihre Thätigkeit einzuſtellen genöthigt werden, wenn Eltern wegen Ausbruchs der Cholera an dem 
betreffenden Orte ihre Kinder zucückzurufen ſich veronlaßt finden. Die Schließung dieſer Schulen wird 
dann genehmigt werden müſſen. Es kann auch hieraus die Nothwendigkeit der Schließung ſämmtlicher 
Schulen in dem inficirten Orte nicht begründet werden. 

Berlin, den 26. Oktober 1866. 
Die Abtheilung für die Mediciual⸗ Angelegenheiten. 

Vorſtehendes von dem Königlichen. Miniſterinm der geiſtlichen Unterrichts⸗ und Medieinal⸗Ange 
legenheiten uns mitgetheilte Eutachten bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenutniß. Die Herren 
Landräthe haben dafür Sorge zu tragen, daß die in dieſem Gutachten ausgeſprochenen Grundſätze in 
wieder kommenden Fällen der Cholerakrankheit genau beachtet werden. 

Marienwerder, den 16. Januar 1867. Königliche Regierung. 

4) In Felge Allerhöchſter Genehmigung ift vom 1. Jauuar d. J. ab dle Verwaltung der direkten 
Steuern von der Abtheilung III. des Königlichen Finanz⸗Miniſteriums getrennt, und zur Erledigung aller 
u dieſem Geſchäftszweine gehörigen Angelegenheiten aus der für die Leitung und Ueberwachung der Grunds 

euer Veranlagungs Arbeſten unter der Bezeichnung „Central⸗Direktion zue Regelung der Grundsteuer“ 
en dem, Königlichen Finanz⸗Miniſterium vorüberzebend errichteten Abthellung eine neue Peiniſterial⸗Abthei⸗ 
. V. gebildet worden, welche die Bezeichnung: „Finanz⸗Miniſterium, Verwaltung der direkten Steuern“ 
t iſt. Die Leitung derſelben als Miniſterial- Direktor if dem Wirklichen Geheimen Ober⸗Finanz⸗ 
dagen Perrn. Bitter übertragen worden. Die „Central⸗ Direktion zur Regelung der Grnudſteuer“ iſt 
weiden Mit bem 1. Januar d. J. außer Wlrtſamkeit getreten. — Die Behörden und das Publilam 
hlevon in Eenntniß geſetzt. Marienwerder, den 8. Januar 1867. 
Königliche Regierung. Abtheilung für directe Steuern, Domainen und Forſten. 


5) Zur 78 1 1 
gende Termine ne = Gueiwiligen zum einjährigen Militairdienfte find für das Jahr 1867 fel 


den 14. März, von Nachmittags 4 Uhr, 

den 15. März, von Vormittags 9 Uhr, 

den 26. September, von Nachmittags 4 Uhr, 
den 27. September, von Vormittags 9 Uhr ab. 

Diejenigen jungen Leute im Alter vom vollendeten 17. bis zum 20. Lebensjahre, welche die Aua. 
fung zum einjährigen Militairdienſte nackſuchen wollen, haben fich Ipätefiens bis zum 1. Februar des jen 
gen Kalenderjahres, in welchem fie das 20. Lebensjahr erreichen, bel der unterzeichneten Kommiſſlon zu 
melden und dabei die nachſtehend erwähnten Atteſte portofrei einzureichen: 

1. das Taufzeugniß, 

2. ein Zeugniß über die genoſſene Schulbildung, 

3. die rückſichtlich der Urterſchrift von der zuſt indigen Polizei⸗Behörde beglaubigte Erlaubniß des 
Vaters oder Vormundes und deſſen Erklärung über die Verpflichtung zur Tragung der Equipl⸗ 
rungs- und Unterhaltungs» Stoflen während des einjährigen Dienſtes, 

4, ein Führungs⸗Atleſt der zuſtändigen Orts⸗ oder Pollzei⸗Behörde, inſofern nicht durch das Atteſt 
ad 2. die tadelfreie Führung vargethan iſt, 

5. ein ärztliches Atteſt über die Brauchbarkeit zum Militairdienſte. 

Im Uebrigen wird auf die in den 89. 129. und folgenden der Erſotz⸗Juſtruktien vom 9. Dezember 
1858, publicirt durch das Amtsblatt pro 1859 Nro. 5. in Bezug auf den einjährigen freiwilligen Mi⸗ 
litanbienſt entheltenen Beftimmengen bingemiefen, und wird nech beſonders dareuf aufmerijam gemacht, 
daß denjenigen jungen Leuten gegenüber⸗ welche die Berechtigung zum einjährigen Mllitalrdienſte auf 
Grund von Schul⸗Zeugniſſen beanſpruchen, nur die unterzelchnete Kommiſſion dle Berechtigung hat, 
erſtere von der perſönlichen Geſtellung in den Terminen zu dispenſtren. 

Die Prüfung findet im ſtädtiſchen Rathhaoſe zu Graudenz ftatt, und haben ſich die Exammnanden 
am 1. Prüfungstage der unterzeichneten Kommiſſton vorzuſtellen, widrigenfalls fie zur Prüfung nicht ans 
genommen werden können. Graudenz und Marienwerder, den 16. Jaunar 1867. 

Königliche Departements⸗Kommiſſion 
zur Prüfung der Freiwilligen für den einjährigen Militairdienſt. 


— 


Militalr⸗Präſes: Cidil⸗Präſes: 
v. Biber, Krug von Nidda, 
Oberſtlieutenant und Bezirks ⸗Commandeur. Regierungs⸗ und Militalr⸗Departements⸗Rath. 


Perſonal⸗ Chronik. 


6) Dec katholiſche Pfarrer Wyezynski in Graudenz iſt zum Kreis ⸗Schul⸗Inſpector für das 
Dekanat Leſſen ernannt worden. 

Perfonalveränderungen im Dlſtrlet des Könlgl. Oberbergamts zu Breslau.] Er⸗ 
nannt: der Hüttenwerks⸗Director Bergrath Ulrich zu Königshütte zum Oberbergrath und Mitglied 
des Oberbergamts zu Breslau unter vorläufiger Belaſſung in feines bisherigen Wirkungskreiſe zu Königs⸗ 
hütte, der Bergratb Schnackenberg zum Hypothekenrichter bei der Berg⸗Hypothelen⸗Commiſſlon zu 
Breslau, der Berg⸗Reftrendarius Fritz ick zum Berg Aſſeſfor, der Kanzleidiatarius Mütter zum Ober⸗ 
Bergamts⸗Kanzliſten, der Hilfebote Olbrich zum Oberbergamts⸗Bareaudiener. Ferner bei den ſie kali 
ſchen Berg- und Hüßtenwerken: der Bergaſſeſſor Bro ja zum Verginfpecter und Dirigenten der Königin 
Louiſe⸗Grube bel Zabrze, der Clvilanwärter Wilking zum Schichtmeiſter⸗Aſſiſtenten bei der Berginjpec+ 
tlon zu Zabrze, der Hättenmeifter Liebenelner zu rledrichehültte den, Hütteninfpector, der Baumeiſter 
Krah zum Königlichen Vaumeiſter unter Verleihung der Baubeomtenſtelle in Königshütte, der Hütten: 
Aſfiſtent Riedel zum Secretalr und der Hültenel ve Jürtner zum Hüttenmeiſter dei dem Hüttenamte 
zu Königshütte. — Ertheilt: den Hüttenwerks-Directoren Stentz zu Gleiwitz und Teichmann zu 
Friedrichshütte, ſowie dem Oberhütteninſpector Paul zu Malapane und dem Berglnſpector Nehler zu 
Tarnowitz der Charakter als Bergrath, dem Hülttenfackor Bannerth und . Bruc auff zu 
Keuigehütte der Character als Hütteninſpector. — Geſtorben: der H tteninfpector Wittwer zu 
Königshütte. — Entlaſſen: auf feinen Antrag der Bergreferendar don Schmid behufs Uebernahme 
einer Stellung bei der Königlichen Geſchütgießeret zu Spandau. 


rr 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 4. 
Redigirt im Bureau der Röniglichen Regierung. Druck der Kante riſchen Hofbuchvruckerel. 


